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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Schriftliche Anfrage wie folgt:  

 

1. Gibt es Fälle, in denen Berliner Polizistinnen und 

Polizisten in den Jahren 2014 bis 2016 außerhalb ihrer 

Dienstzeiten ohne unmittelbaren zeitlichen Zusammen-

hang zur Dienstverrichtung zum Zwecke der Gefahren-

abwehr tätig geworden sind und falls ja, in wie vielen 

Fällen (bitte aufgeschlüsselt nach Jahren und Anlass)? 

 

2. Gibt es Fälle, in denen Berliner Polizisten oder Po-

lizistinnen in den Jahren 2014 bis 2016 außerhalb ihrer 

Dienstzeiten und ohne unmittelbarem zeitlichen Zusam-

menhang zur Dienstverrichtung zur Gefahrenabwehr tätig 

geworden sind und dabei ihre Dienstwaffe eingesetzt 

haben und falls ja, in wie vielen Fällen (bitte aufgeschlüs-

selt nach Jahren und Anlass)? 

 

Zu 1. und 2.: Eine statistische Erhebung zu derartigen 

Fällen erfolgt nicht. 

 

 

3. Geht der Senat davon aus, dass Berliner Polizistin-

nen und Polizisten außerhalb ihrer Dienstzeiten weniger 

pflichtbewusst mit ihren Dienstwaffen umgehen als wäh-

rend ihrer Dienstzeiten? 

 

Zu 3.: Nein. 

 

4. In welchen anderen Bundesländern ist nach 

Kenntnis des Senates Polizistinnen und Polizisten das 

Führen ihrer Dienstwaffe außerhalb ihrer Dienstzeiten 

und ohne unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang zur 

Dienstverrichtung nur mit besonderer Dienstanordnung 

erlaubt und damit ähnlich restriktiv geregelt wie im Land 

Berlin? 

 

Zu 4.: In Baden-Württemberg ist das Führen der 

dienstlich überlassenen Waffe außerhalb des Dienstes auf 

notwendige Anlässe beschränkt. In Sachsen ist den 

Dienstkräften der Wachpolizei das außerdienstliche Füh-

ren der Faustfeuerwaffe untersagt. 

 

Nähere Angaben können nicht getätigt werden, da 

hierfür eine Einsichtnahme in und Auswertung von Ge-

schäfts-/ Dienstanweisungen aus den Ländern erforderlich 

wären. Diese liegen dem Senat jedoch nicht vor. 

 

 

Berlin, den 27. Februar 2017 

 

 

In Vertretung 

 

Torsten Akmann 

Senatsverwaltung für Inneres und Sport 

 

 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 28. Feb. 2017) 

 


